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Ueber Berührungspunkte zwiſchen dem Hauſirpatente 
und der Gewerbe-Brdnung. 


Von Joſef Freiherrn von Bubna, k k. Finanzconcipiſten. 


Es iſt competenten Ortes fo Vieles und Fachgemäßes über die 
Anwendung des Hauſirpatentes vom 4. September 1852 auf die ver⸗ 
änderten Erwerbs- und Verkehrsverhältniſſe der heutigen Tage, über 
Erweiterung, Einſchränkung, ja Aufhebung dieſes privilegirten Inſtitutes 
der Hauſirer gegenüber den anderen Gewerbetreibenden geſchrieben und 
verhandelt worden, daß darüber neuerdings zu ſprechen ich nicht den 
Muth habe; nur auf einige Stellen des Hauſirpatentes möchte ich im 
Folgenden hinweiſen, die ſowohl an ſich als auch durch ihre Beziehung 
zur Gewerbe⸗Ordnung vom 20. December 1859 beſonders bemerkens⸗ 
werth erſcheinen dürften. a 

Wenn wir die Definition des Haufirhandels nach $ 1 des Hauſir⸗ 
geſetzes vom Jahre 1852 betrachten und ihr den Juhalt des 851 der 
Gewerbe⸗Ordnung vom Jahre 1859 entgegenſtellen, ſo ſehen wir, daß 
ſich dieſe geſetzlichen Beſtimmungen in Rückſicht auf den Umfang des 
Begriffes nicht völlig decken. 

Nach 8 1 iſt der Hauſirhandel ein Handel mit Waaren im 
Umherziehen von Ort zu Ort und von Haus zu Haus, ohne beſtimmte 
Verkaufsſtätte; im $ 51 fehlt dieſer letzte beſchränkende Zuſatz. 
Dort heißt es: das Feilbieten im Herumziehen von Ort zu Ort — außer 
auf Märkten —, und das Herumtragen und Anbieten von Waaren von 
Haus zu Haus, darf nur von den mit Hauſirbefugniſſen betheilten Per⸗ 
foren betrieben werden ): 


*) Vorſichtiger und präciſer heißt es im Entwurfe einer neuen Gewerbe⸗ 
Ordnung: „darf nur von den nach dem Geſetze über den Hauſirhandel hiezu be⸗ 
fugten Perſonen betrieben werden“. 
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I 

Es iſt wohl kein Zweifel, daß jene appofitionelle Beſtimmung ſich 
nur auf den Handel im engeren Sinne, auf das Feilbieten, auf 
das Geſchäft des Kaufens und Verkaufens bezieht und nicht auf den 
Handelsumfang des Einzelnen. Dies geht auch aus dem Motivenberichte 
zum Hauſirpatente hervor, in welchem der Ausdruck „ohne feſten Stand⸗ 
| ort” gebraucht und in dem Sinne einer Beſchränkung aufgefaßt wird, 
wonach der Hauſirer als ſolcher in keinem Haufe einen feſten Stand⸗ 
ort zum Betriebe dieſes ſeines Handels halten darf. Daß doch ſeinerzeit 
ein Zweifel hierüber beſtand, zeigt der Erlaß der Statthalterei in Graz 
vom 27. November 1867, 3. 12.254, laut welchen ansdrücklich aus⸗ 
geſprochen wurde, daß die gleichzeitige Ausübung eines ſtändigen 
Haudelsgeſchäftes und einer Hauſirbefugniß geſtattet ſei. 

Nach § 1 des H. P. fällt es ſonach nicht in die Befugniſſe 
eines Hauſtrers, von einem Orte zum anderen zu ziehen und in jedem 
derſelben für einige Zeit „an einem beſtimmten Platze“ ſeine Wa are 
feilzubieten, ſei es nun, daß er ſich einen Laden für einen kurzen Ter⸗ 
min miethet oder nur in ſeiner Wohnung — über eventuelle Ankün⸗ 
digung — Waaren verkauft. In dieſem Sinne wurde ſchon mit einem 
Erlaſſe des Miniſteriums des Innern vom April 1852, Z. 2854 die 
„ausdrückliche“ Verpönung des Verkaufes der eigenen Waare in Nieder⸗ 
lagen u. dgl. ſeitens eines Hauſirers im erſten Falle durch Geldſtrafe, 
im Wiederholungsfalle durch Ausſchließung vom Hauſirhandel beantragt, 
welcher Bemerkung jedoch im Hauſirpatente nicht Rechnung gekragen 
wurde. Erſt über nenerliche Anregung des Miniſteriums des Innern 
(mittelſt Erlaß vom 30. Jänner 1875, 3. 1430) wurde ſich rückſicht⸗ 
lich dieſer Frage und in Beziehung auf die diesfällige Strafeompetenz 
dahin geeinigt, daß gegen Hauſirer, die nach $ 1 des H. P. ihre Waaren 
nur im Umherziehen von Ort zu Ort und von Haus zu Haus, ohne 
beſtimmte Verkaufsſtätte verkaufen dürfen, wenn fie mit Außerachtlaſſung 
dieſer Beſchränkung ſich beikommen laſſen, Waaren im Aufbewahrungs⸗ 
orte zu verkaufen, das Strafverfahren von den politiſchen Behörden 
im Grunde des § 132 lit a der Gew.⸗Ord. nicht nach den 88 19 und 
20 des H. P. von den Finanzbehörden zu pflegen und durchzuführen 
iſt, weil: „ein Haufirer, welcher Waaren im Aufbewahrungsorte ver⸗ 
kauft, gleichſam ein ſtabiles Handelsgeſchäft im Gegenſatz vom Hau— 
ſiren betreibt und das Verbok, welches in dieſem Falle übertreten wird 
nicht im Hauſirpatente ſelbſt, ſondern in der Gewerbe⸗Ordnung enthalten 
iſt“. (Damit iſt nämlich die Nichtanmeldung des Gewerbes gemeint). 

Die Einwendung, daß hier das Princip: „der Hauſirer iſt nach 
dem Hauſirpatente zu behandeln“ nicht durchgeführt erſcheine, läßt ſich 
wohl mit Grund nicht machen, da ja in dieſem Falle der Thatbeſtand 
des Haufirens bei dem Mangel einer weſentlichen Beſtimmung der 
Qualität des Hauſirgeſchäftsbetriebes nicht vorhanden iſt und es darum 
auch nicht entſcheidend ſein kaun, wenn der Betreffende mit einer 
Hauſirbefugniß verſehen war. Daraus erhellt nun, daß der Umſtand, 
daß die in Rede ſtehende Beſchränkung „obne beſtimmte Verkaufsſtätte“, 
im 8 51 der Gew.⸗Ord. nicht enthalten iſt, keine praktiſche Folge hat, 
da ja der Hauſirer von dem Momente an, wo er feine Waare an einem 
* 
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fixen Platze (int Aufbewahrungsorte) verkauft, ſchon als ſelbſtändiger will, in erſter Linie dahin, darin die Beſtimmungsloſigkeit des 
Gewerbsmann im Sinne der Gew.⸗Ord. angeſehen und nach derſelben Wanderns in Bezug auf den Ort, wo die Waare verkauft wird, aus⸗ 
gegen ihn vorgegangen wird. gedrückt zu finden; die Waare ſoll nur in irgend einem Hauſe zum 
In dem vorher Geſagten ſtellt ſich nun der Uebergang zu den Verkaufe gebracht werden, ohne Rückſicht auf vorher beſtimmte Abnehmer. 
ſogenannten „wandernden Handelsgeſchäften, fliegenden Kaufleuten“ dar. Sonach iſt es in Beziehung auf das Vorhandenſein des Hauſirhandels 
Es ſind dies eine Art Handelsgeſchäfte, welche ſich dadurch charakteri- gewiß gleichgültig, ob jemand von dem erſten Hauſe in das zweite, 
ſiren, daß fie zwiſchen dem Hauſirhandel und dem ſtabilen Handels- dritte u. ſ. f. oder ob er überhaupt in einem Orte, in zwei oder 
geſchäfte liegend, die Vortheile des einen genießen und den Laſten des mehrere Häuſer zu dieſem Zwecke geht; ſollte es aber keinen Unterſchied 
anderen ſich entziehen, indem ſie einerſeits mit eintretender Aenderung machen, wenn von jemandem nur ihm bekannten Perſonen — ſeinen 
des Verhältniſſes zwiſchen Nachfrage und Angebot den Platz mit einem Kunden — Waaren angeboten werden, wenngleich er zu dieſem Behufe 
für den Abſatz ihrer Waare günſtigeren vertauſchen oder nur ſolche mehrere Häuſer in einem Orte aufſuchen wird? 
Waarenmengen in Auctionen oder Bazare bringen, welche fie in voraus⸗ Jeder Gewerbsmann hat das Recht mit ſeiner Waare Handel 
ſichtlich kurzer Zeit abſetzen können und andererſeits von einem viel zu treiben; vom Hauſirhandel aber, als einer „ausſchließend im Herum⸗ 
geringeren Stenerſatze getroffen werden als die ſtehenden Geſchäfte. wandern ausgeübten gewerblichen Verrichtung“, wie es im Kundmachungs⸗ 
Der Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes zur Berathung der das patente zur Gew.⸗Ord. sub Art. \ heißt, iſt er, inſolange er ſich 
Hauſirweſen betreffenden Petitionen hat ſich über die diesfälligen Be⸗ nicht in Gemäßheit des H. P. als Hauſirer qualificirt hat, ausge- 
ſchwerden in ſeinem Berichte an das Abgeordnetenhaus vom 21. Juni ſchloſſen. Iſt dies aber eine ausſchließend im Herumwandern ausgeübte 
1877, welches denſelben am 2. Juli 1877 ohne Debatte annahm, dahin gewerbliche Verrichtung, wenn eine Warchande de modes zur Herbſt⸗ 
ausgesprochen, daß, die Aufrechthaltung der zur Regelung des Verkehrs, und Frühjahrszeit neue moderne Waare in das Haus zur Anſicht und 
des Handels und der Gewerbe dermal geltenden Principien und geſetz eventuellem Kaufe ſendet? oder wenn der Beſitzer einer Galanterie⸗ 
lichen Beſtimmungen vorausgeſetzt, wohl kaum eine andere geſetzliche waarenhandlung, von Welt- und Induſtrieausſtellungen zurückkehrend, aus 
Abhilfe gefunden werden könnte, als die Aufforderung an die competenten | Zuvorkommenheit feinen älteſten und verehrteſten Kunden die dort gekauften 
Behörden zur genauen Handhabung dieſer Beſtimmungen. In dieſem Novitäten zum allenfallſigen Ankaufe zuſchickt? — Es gibt bekannte Firmen 
Sinne iſt auch laut Erlaſſes der n. ö. Finanz⸗Landesdirection vom 11. Juni von großen Confectionsgeſchäften, die mit dem Saiſonwechſel fertige Roben 
1878, 3. 18.778, an die Bezirkshauptmannſchaften Steueradminiſtrationen an ihre Kunden zu demſelben Zwecke austragen laſſen. Es gibt Fabriken 
und den Magiſtrat von Wien, mit Erlaß des Finanzminiſteriums von Färbeſtoffen, Waſchblau u. dgl., die ihre Waaren im Großen per 
vom 31. Mai 1878, Z. 10.582, über Anregung des Handelsminiſte⸗P Wagen in die Orte der Umgebung Wiens hinausfahren; die Kaufleute 
riums der Auftrag herabgelangt, daß, nachdem die in Rede ftehenden dieſer Orte find ihre Abnehmer und zwar meiſt in großen Quantitäten, 
Geſchäfte, wenn ſie überhaupt angemeldet werden, meiſt ſofort bei der die manchmal beſtellt ſind, zuweilen auch nicht. Um ſich nämlich nicht 
Aumeldung oder kurz nachher wieder zurückgelegt werden und es bei für beſtimmte Mengen zu binden, ſagen die Abnehmer gerne: „Bis Sie 
der raſchen Beweglichkeit derſelben vorkommen ſoll, daß die Unterneh⸗ das nächſte Mal herauskommen, werde ich ſchon wieder etwas brauchen.“ 
mer, welche auch wegen der Niedrigkeit des in Anwendung gebrachten — Mit der Feſtigung der Kundſchaft bleibt auch dieſe Aufforderung 
Erwerbſteuerſatzes in der Regel weder zur Firmaprotokollirung noch zum weg und der Lieferant hält nunmehr bei ſeinen regelmäßigen Fahrten 
Eintritt in die Handelsgremien oder andere dergleichen Corporationen jedes Mal an und fragt, ob und wie viel diesmal abgenommen wird. 
herangezogen werden können, vom Platze verſchwunden ſind, bevor zur Dieſe Frage genügt aber, um die Beanſtändung des Lieferanten durch 
Eintreibung der Steuer geſchritten wird, mitunter ſogar bevor die ein Sicherheits⸗ oder Finanzorgan herbeizuführen. Es gibt Firmen von 
Steuervorſchreibung vollzogen iſt, bei der Beſteuerung der wandernden Bonbons⸗, Zuckerwerk⸗ und Backwerkfabriken, die bei ihren Kunden — 
Geſchäftsleute mit der größten Beſchleunigung vorgegangen, hiebei ein, kleineren Geſchäftsleuten, Fragnern — mit elegant ausgeſtatteten Wägen 
der Steuerleiſtung der ſtabilen Kaufleute gleicher Kategorie entſpre⸗ herumfahren und anfragen, ob ſie diesmal etwas brauchen; — es gibt 
chender Erwerbſteuerſatz in Anwendung gebracht und die Eintreibung ferner Sodawaſſerfabriken, deren zahlreiche Wägen von einem abnehmenden 
der fälligen Steuerraten ſtets ſofort nach Eintritt ihrer Executions⸗ Gaſthaus oder Hötel zum andern fahren, ohne daß das Sodawaſſer 
fähigkeit veranlaßt werde. beſtellt wäre; nach momentanem Gebrauche wird einmal viel, das 
Zu erwähnen wäre hier einer Ausnahmsbeſtimmung, nach welcher anderemal wenig, ein drittes Mal vielleicht gar nichts abgegeben. 
es über Handels⸗Miniſterialerlaß vom 6. October 1855, Z. 6914, bezie⸗ Es laſſen ſich nun gewiß noch weitere Beiſpiele aufzählen, aber 
hungsweiſe Finanz⸗Mimſterialerlaß vom 13. November 1855, 3. 49.452, ich möchte nicht ermüden und zur Anwendung derſelben übergehen. 
den Hauſirern geſtattet iſt, die Jahrmärkte zu beſuchen und ihre Waaren Man kann hier wohl überall, wie ich glaube, eine vorläufige, 
ſelbſt auf offenem Stande oder feſter Verkaufsſtätte während generelle Beſtellung vorausſetzen, wie auch der Ausſpruch der Cameral⸗ 
der Dauer des Jahrmarktes feilzubieten — bei Beſuch von Wochen⸗ bezirksverwaltung, Wien vom 2. März 1853, 3. 7025, zu deuten 
märkten ſeien fie auf den Handel von Haus zu Haus beſchränkt und | fein dürfte, in welchem es heißt, daß in Fällen, wo Gewerbtreibende 
ihnen das Auslegen und Verkaufen der Waare an ſeſten Standorten, ihre Erzeugniſſe über vorläufige Beſtellung Parteien zum Verkaufe in 
wie Hütten, Buden, Tiſchen, Eckſteinen, am Boden ꝛc. nicht geſtattet; — das Haus bringen, ein ſolches Anerbieten und Verkaufen ihrer 
(folgt noch die Unvereinbarkeit des gleichzeitigen Beſitzes der zum Betriebe eigenen Gewerbsproducte keineswegs als Hauſirhandel anzuſehen iſt. 
des Hauſirhandels und der Marktfierantie erforderlichen Legitimationen.) Der 8 46) der Gew.⸗Ord. v. J. 1859 ſetzt nun wohl „die 


Wie nun einerſeits dieſer Erlaß durch 8 51 der Gew.⸗Ord. über⸗ Beſtellung⸗ kategor 55 0 
N : 8 i 5 Re ; goriſch voraus; bei der ftrengen Auslegung dieſes 
holt erſcheint, 15 ſteht die Beſtimmung betreffend die Begünſtigung der | e welche den Gewerbsmann allſogleich er Hauffe g 
Hauſtrer auf Sega im Widerſpruche mit der Definition des 8 1 läßt, ſobald die Beſtellung nicht für jede einzelne Waarenmenge, für jedes 
des „Hauſirpatentes. In biejem Sinne hat auch der en nr einzelne Geſchäft nachgewieſen iſt, dürften ſich aber manche Härten für den 
ſchuß des Abgeordnetenhauſes dieſcs Erlaſſes als eines ſolchen erwähnt, Gewerbebetrieb ergeben, wie die oben erwähnten Beispiele zeigen. Bei 
5 hebe den Een Ass A an den erſtlich eitivten Fällen wäre die Sache von keiner jo großen Trag⸗ 

aufzuheben ſei, nachdem darin eine grundſätzliche Beſtimmung des H. P. mite. die Ni 5 ſirbü 19 
eine Ausdehnung erfahren habe, die vielleicht in einzelnen Ländern | mite die Firmen müßten eden Hau fen Ti: jene, 

| 


885 8 . Ar welche fie zur Ueberſendung der Waaren verwenden, wenngleich die Ein⸗ 
befriedigt, die Intereſſen anderer hingegen geſchädigt haben mochte. wege von ihrer Seite gerace wird, daß es ſich ja 99 um 
5 Daß der Hauſirhandel u je geſeblich Buben demſelben stehende keinen Handel im Kleinen, was doch das Hauſiren ſei, handle. In den 
een * u ale Gen geb he 5 mand letzterwähnten Fällen jedoch, wo es ſich um vom Hauſirhandel ausgeſchloſſene 
en e an Au Er 5 . ee P Waare (Zuckerwerk, Chocolade, Getränke) nach 8 12 b, c, und um 
uch hier muß ich wieder auf die Definition des es H. P. , 4 5 b 
„ t 16 P. 0 > 
zurückkommen; das Geſetz beſtimmt da mit einer Paroemie (die übrigens das Verbot des g 16 des Heiß handelt, die Anwendung eines beſpannten 
in einer Geſetzesdefinition nicht vork lite) einen Begriff „vonn 
Ort zu Se, en 5 3 . N | =) „Die Gewerbetreibenden können auch außerhalb der Gemeinde ihres 
lebt — und aus dieſem iſt es genommen —, ſo ſoll es auch aufgefaßt Standortes die Artikel ihres Gewerbes überallhin bei Gewerbsleuten, die 


5 ; 5 ur fußt, ſolche Erzeugniſſe führen dürfen, in Commiffton geben, auf Beſtellung liefern 
interpretirt werden; auf dieſem Wege gelangt man nun, wie mir ſcheinen und beſtellte Arbeiten überall verrichten.“ : s 0 


Wagens betreffend, geftalten ſich die Conſequenzen ernſter, indem fie 
die Möglichkeit des Betriebes in Frage ſtellen. Es wäre da nicht nur 
nach 8 19 c die Waare zu conſisciren, eine Geldſtrafe von 5— 25 fl. 
aufzuerlegen und der Betreffende im Wiederholungsfalle vom Hauſir⸗ 
handel für immer auszuſchließen, ſondern derſelbe auch wegen Benützung 
eines beſpannten Wagens nach Abſ. g mit einer Geldſtrafe von 20—50 fl. 
zu belegen. 

Wie nun ſchon mit dem Erlaſſe der oberſten Polizeibehörde vom 
27. October 1852, 3. 6039, beſtimmt wurde, daß die „Gepflogen⸗ 
heit“ der Buchhändler, durch eigene Individuen beſtellte Artikel an 
die Beſteller oder Novitäten an bekannte Parteien austragen zu 
laſſen, geſtattet und nicht als Hauſirhandel anzuſehen ſei, jo könnte man 
in demſelben Sinne erweiternd ſortſchreiten und, geſtützt auf gutächtliche 
Aeußerungen der Handelskammern, jenen Gewerben, bei welchen es eben⸗ 
falls Gepflogenheit iſt und zu dem uſuellen Betriebe des Gewerbes 
gehört, die Waare, ſei es zu beſtimmten Zeiten oder überhaupt den 
Kunden behufs Ankaufes zuzutragen dieſes Zugeſtändniß im Intereſſe 
der Ausbreitung des Handels machen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Entſcheidung über die Frage, von wem die Reiſekoſten der 

bei bergbehördlichen Commiſſionen intervenitenden politiſchen 

Beamten oder nicht montaniſtiſchen Sachverſtändigen zu tragen 
ſind, ſteht den Bergbehörden zu. 

Das von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft D. L. unterm 22. April 
1877, 3 3087 an das k. k. Revierbergamt zu G. geſtellte Erſuchen, 
die Reiſekoſten, welche anläßlich der in Folge einer Beſchwerde des 
Grundbeſitzers J. G. in L. beim Kohlenbergbaue des E. M. am 
16. April 1877 ſeitens der Bergbehörde gepflogenen bergpolizeilichen 
Erhebung von dem hiebei intervenirenden politiſchen Beamten verrechnet 
und von der Bezirkshauptmannſchaft in dem Berrage von 11 fl. 34 kr. 
adjuſtirt worden ſind, in das Erkenntniß über die Zahlungspflicht rück⸗ 
ſichtlich der bergbehördlicherſeits erwachſenen Commiſſionskoſten einzube⸗ 
ziehen und gleichzeitig mit dieſen einzuheben, wurde vom Revierberg⸗ 
amte mit der Motivirung ablehnend beantwortet, daß die k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaſt zu K., welche bei dem Umſtande, als der Bergbaube⸗ 
fiber gegen die Tragung der Eommiſſionskoſten proteſtirt hatte, im Grunde 
des § 4, Punkt 17 des Geſetzes vom 21. Juli 1871 (R. G. Bl. 
Nr. 77) zur Entſcheidung berufen war, mit dem Erkenntniſſe vom 5. Mai 
1877, Z. 1139, lediglich über die Verpflichtung zur Tragung der von 
dem bergbehördlichen Abgeordneten in Aufrechnung gebrachten Commiſſions⸗ 
koſten abgeſprochen hat. 

Gegen den ſonach ſeitens der Bezirkshauptmannſchaft mit Beruſung 
auf 8 14 der Min.⸗Verord. vom 3. Juli 1854 (R. G. Bl. Nr. 169) 
unter Offenlaſſung des gegen die Gegenpartei civilrechtlich zu verfolgen⸗ 
den Regreßrechtes an J. G., der die Localerhebung durch ſeine am 
25. März 1877 bei der Bezirkshauptmannſchaft eingebrachte Beſchwerde 
veranlaßt hat, erlaſſenen Zahlungsauftrag hat J. G. den Recurs an 
die k. k. Statthalterei zu G. ergriffen, welche Behörde angeſichts der 
zwiſchen den von ihr vertretenen und den Anſchauungen der k. k. Berg⸗ 
hauptmannſchaft K. obwaltenden Meinungsdifferenz über die Competenz 
zur Entſcheidung über die Tragung der Reiſekoſten der bei bergpolizei⸗ 
lichen Erhebungen intervenirenden politiſchen Beamten den Ausſpruch 
der Miniſterien des Innern und des Ackerbaues angeſucht hat. 

Das Ackerbauminiſterium hat hierauf im Einverſtändniſſe mit 
dem Miniſterium des Innern unterm 16. Juli 1878, 3. 6839/515 
Nachſtehendes erlaſſen: 

„Da es nach § 234 a. B. G. den Bergbehörden zuſteht, das 
Verhältniß zu beſtimmen, in welchem die Parteien die Koſten der berg⸗ 
behördlichen Verhandlungen zu tragen haben, da ſerner, nachdem das 
Geſetz diesfalls keinen Unterſchied macht, unter dieſen Koſten nur die 
gefammten Koſten der Verhandlung verſtanden werden können, da 
endlich nach einem in der ganzen Judicatur ſeſtſtehenden Grundſatze die 
judicirende Behörde mit der Entſcheidung in der Hauptſache auch über 
die Koſten des Verfahrens, wozu auch die Commiſſionskoſten gehören, 
abſpricht, kann es keinem Zweifel unterliegen, daß in allen Fällen, in 
welchen die Bergbehörde die judicirende Behörde iſt, dieſelbe auch über 
die Tragung der Commiſſionskoſten, beziehungsweiſe darüber zu entſcheiden 
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berufen iſt, wer die geſammten Commiſſionskoſten, mithin auch jene 
für den Abgeordneten der politiſchen Behörde und die von derſelben 
zugezogenen Sachverſtändigen zu tragen habe oder in welchem Quoten⸗ 
verhältniſſe dieſelben unter mehrere Parteien zu vertheilen ſind. Es 
wird hiernach auch das Revierbergamt, wenn es als judieirende Behörde 
fungirt, über die Verpflichtung zur Tragung der geſammten Eommiſſions⸗ 
koſten zu entſcheiden haben, womit der $ 27 der Min.⸗Vdg. vom 
23. April 1874, Z. 4628 (R. G. Bl. Nr. 47), welcher der Berg⸗ 
hauptmannſchaft nur die Prüfung der Partikularien der bergbehördlichen 
Beamten und der montaniſtiſchen Sachverſtändigen zuweiſet, um ſo 
weniger im Widerſpruche ſteht, als die politiſche Behörde das Reiſepar⸗ 
tikulare thres Abgeordneten oder der allfälligen nicht montaniſtiſchen 
Sachverſtändigen zu adjuſtiren haben wird. 

Das Revierbergamt als judicirende Behörde wird aber über dieſe 
Verpflichtung nicht zu entſcheiden haben, wenn dieſelbe ſich bei den 
Verhandlungen als eine ſtreitige Angelegenheit herausſtellt, in welchem 
Falle in Gemäßheit des 8 4, Punkt 17 des Geſetzes vom 21. Juli 1871 
die Entſcheidung hierüber der Berghauptmannſchaft zuſteht.“ H. P. 


Ein auswärtiger Staat unterſteht auch in Beſitzſtörungsſtreitig⸗ 
keiten den öſterreichiſchen Gerichten nicht. Iſt die Beſitzſtörungs⸗ 
klage gegen den Mandaten oder Mandatar zu richten? 

Ueber die Klage des Ernſt Prinzen Windiſchgrätz durch Dr. Carl 
Doſtal gegen das deutſche Reich durch Dr. Rudolf Fenz und Victor 
Rumpelmayer peto. Störung im Beſitze des Palais Nr. 11 in der 
Strohgaſſe auf der Landſtraße in Wien anläßlich des Baues eines für 
die deutſche Botſchaft beſtimmten Palais auf den anſtoßenden Bauſtellen 
hat das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht Landſtraße mit Beſcheid vom 
10. October 1877, 3. 22.704, im Sinne der kaiſ. Verordnung vom 
27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl., eine Tagſatzung auf den 
20. October 1877 angeordnet. 

Dem Recurſe des deutſchen Reiches durch Dr. Rudolf Fenz wider 
die aufrechte Erledigung dieſer Beſitzſtörungsklage hat das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Wien mit Erledigung vom 30. October 1877, Z. 18.426, 
Folge zu geben und unter Behebung des in Beſchwerde gezogenen 
Beſcheides die Klage wegen Incompetenz des k. k. Bezirksgerichtes zurück⸗ 
zuweiſen befunden, weil die Klage gegen das deutſche Reich, nicht aber 
gegen eine dasſelbe repräſentirende Perſönlichkeit rubricirt erſcheint, ein 
auswärtiger Staat als ſolcher aber nicht der Competenz eines öſter⸗ 
reichiſchen Gerichtes unterſteht. 

In dem von Dr. Carl Doſtal in Vertretung des Ernſt Prinzen 
Windiſchgrätz gegen die obergerichtliche Erledigung überreichten Reviſions⸗ 
recurſe wird ſich vor Allem auf den § 16 der kaiſ. Verordnung vom 
27. October 1849, Nr. 12 R. G. Bl., bezogen und behauptet, daß 
nach dieſem Paragraphe der gegneriſche Recurs vor Fällung des End⸗ 
beſcheides unzuläſſig war Es wird ferner darin geſagt, daß ein aus⸗ 
wärtiger Staat nur dann der Competenz eines öſterreichiſchen Gerichtes 
nicht unterſteht, wenn es ſich um Rechtsverhältniſſe handelt, welche ſich 
auf das öffentliche Recht baſiren, und aus welchen den öſterreichiſchen 
Unterthanen irgendwelche Anſprüche an den auswärtigen Staat entſtehen. 
Da jedoch, wo der auswärtige Staat an Oeſterreich Privatrechte erworben 
hat, wo er Grund und Boden gekauft hat, auf welchem er Bauten aus⸗ 
führt, die in Anderer Rechte eingreifen, höre alle Staatshoheit und 
Exterritorialität auf. Das deutſche Reich könne durch Erwerbung eines 
Grundſtückes ſich nicht einen Freibrief zur Schädigung der Privatrechte 
der Grundnachbarn erkauft haben. Das deutſche Reich habe den Recur⸗ 
renten gleichfalls wegen Beſitzſtörung geklagt und ſei zum Gerichtskoſten⸗ 
erſatze verurtheilt worden Ebenſo habe dasſelbe das Geſuch um Erneue⸗ 
rung der Grenzen ſeiner Bauſtellen eingebracht. Beſitzſtörungsklagen 
ſeien nicht gegen den Mandatar, ſondern gegen den Mandanten zu 
richten; es ſei daher auch unrichtig, daß die Klage gegen eine das deutſche 
Reich repräſentirende Perſönlichkeit zu richten geweſen wäre. Jedenfalls 
hätte die Klage nicht vollſtändig, ſondern nur in Bezug auf das deutſche 
Reich abgewieſen werden ſollen, da dieſelbe auch gegen Victor Rumpel⸗ 
mayer gerichtet war und dieſer nicht recurrirt hat. Im Hinblicke auf 
§ 55 J. N. war die aufrechte Erledigung der Klage von Seite des 
Bezirksgerichtes Landſtraße vollkommen geſetzmäßig. Es wird ſchließlich 
um Beſtätigung des bezirksgerichtlichen Beſcheides gebeten. 

Dieſem Reviſionsrecurſe hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung vom 3. Jänner 1878, Z. 15.061 ex 1877, keine Folge 
zu geben und die angefochtene obergerichtliche Verordnung zu beſtätigen 


befunden, weil der § 16 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12, auf die Frage der Zuſtändigkeit des Gerichtes 
keine Anwendung findet, und ein auswärtiger Staat als eine juriſtiſche 
Perſon, welche nach der Jurisdictionsnorm der Gerichtsbarkeit der öſter⸗ 
reichiſchen Gerichte unterſteht, nicht angeſehen werden kann. Jur. Bl. 


Geſetze und Perordnungen. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Grafſchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 1828. 
I. Stück. Ausgeg. am 23. März. 

1. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 19. December 1877 (Z. 19.489 
— Gewerbe), betreffend eine Erläuterung zu den Beſtimmungen über die praktiſche 
Befähigung zum Aichdienſte. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 12. Jänner 1878 (3. 433 
— Geiſtlich), betreffend die Beſtreitung der Koſten aus Anlaß der biſchöflichen 
Viſitationen. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 13. Jänner 1878 (3. 706 
— Geiſtlich), betreffend eine Ergänzung zur Vollzugsvorſchrift über die Beiträge 
an den Religionsfond. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 15. Jänner 1878 (Z. 876 
— Militär), betreffend die Ausſtellung von Eintritts⸗Certificaten für den frei⸗ 
willigen Militärdienſt. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 18. Jänner 1878 (3. 877 
— Matriken), betreffend die aus dem Auslande einlangenden Civilſtands⸗Urkunden. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 28. Jänner 1878 (3. 1385 
— Schule), betreffend einige vorübergehende Beſtimmungen über den Vorgang 
bei Errichtung von Parallel⸗Abtheilungen an den Lehrer- und Lehrerinnen⸗ 
Bildungsanſtalten. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 3. Februar 1878 (3. 19.552 
— Militär), betreffend die Entlaßſcheine zum Zwecke der Auswanderung. 

8. Verordnung des k. k. Statthalters vom 9. Februar 1878 (Z. 1754 — 
Matriken), betreffend den Vorgang bei Berichtigungen, Abänderungen und Zu⸗ 
ſätzen in den Matriken. 

9. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 11. Februar 1878 (3. 2503 
— Militär), betreffend die Recurſe in Militär⸗Befreiungs⸗ beziehungsweiſe Ent⸗ 
laſſungsangelegenheiten. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 13. Februar 1878 (3. 2653 
— Geiſtlich), betreffend die Concurrenzpflicht der Filialkirchen zu den Koſten für 
Bauherſtellungen an der Mutterkirche. ; 

11. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 20. Februar 1878 (3. 2941 
— Geiſtlich), betreffend die gänzliche oder theilweiſe Einſtellung der Zuſchüſſe 
aus öffentlichen Fonden aus Anlaß einer eingetretenen Erhöhung des eigenen 
Pfründe⸗Einkommens. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 28. Februar 1878 (3. 2065 
— Forſt), betreffend die Reiſekoſten und Diäten für die den politiſchen Behörden 
beigegebenen landesfürſtlichen Forſttechniker. 

13. Verordnung des k. k. Statthalters vom 12. März 1878 (3. 4311 
— Matriken), betreffend den Vorgang bei Führung der Tauf⸗, Trau⸗- und Sterbe⸗ 
matriken ſeitens der evangeliſchen Pfarrämter. 

Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen 1878. 

I. Stück. Ausgeg. am 4. März. 

1. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 12. Februar 1878, Z. 9367, 
womit der Reiſe⸗ und Geſchäftsplan der Stellungs⸗Commiſſionen für die regel⸗ 
mäßige Stellung im Jahre 1878 verlautbart wird. 

II. Stück. Ausgeg. am 23. März. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 6. Jänner 
1878, 3. 577, betreffend die Verlängerung des Mauthbezugsrechtes auf der im 
Zuge der Drachau⸗Bechyner Bezirksſtraße befindlichen Luznitz⸗Brücke bei Drachau. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 17. Jänner 
1878, Z. 3413, betreffend die Errichtung eines Controlſchrankens in Lochowitz 
auf der Lochowitz⸗Oſow⸗Drahlowitzer Bezirksſtraße. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 31. Jänner 1878, 
3. 6963, betreffend die im Verlaufe des Jahres 1877 bewilligten Trennungen 
von Gemeinden in Böhmen. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen ddo. 9. Februar 1878, 
Z. 7659, betreffend die Bemauthung der Unterlomitz⸗Neuſcheuerer⸗Bezirksſtraße. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen ddo. 10. Februar 
1878, 8. 7661, betreffend die Bemauthung der Krumau⸗Welleſchin⸗Markwartitzer⸗ 
Bezirksſtraße. 
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7. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen ddo. 23. Februar 
1878, Z. 10.754, betreffend die Aenderung in dem Gebietsumfange der k. k. 
Bezirkshauptmannſchaften Königinhof und Neuſtadt a. M. 


Landesgefetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
Mähren. 1878. 
I. Stück. Ausgeg. am 24. Jänner. 

1. Kundmachung der k. k. mähr. Finanz⸗Landesdirection vom 1. Jänner 
1878, betreffend die Verlegung der Brünner Verzehrungsſteuerlinie. 

2. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 2. Jänner 1878, 
betreffend die Feſtſtellung der Verpflegstaxe im öffentlichen Krankenhauſe zu Leoben. 

3. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Jänner 1878, 
betreffend die Feſtſetzung der Verpflegstaxe in der öffentlichen Krankenanſtalt 
zu Iglau. 

II. Stück. Ausgeg. am 24. Februar. 

4. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 12. Februar 1878, 
mit welcher die Polizeiſtunde für Gaſt⸗ und Schanklocalitäten, ſowie für Kaffees 
häuſer feſtgeſetzt wird. 

5. Kundmachung der k. k. mähr. Statthalterei vom 15. Jänner 1878, 
Z. 958, betreffend die Aufſtellung der Beſchälſtationen in Mähren während der 
Beſchälperiode 1878. 

III. Stück. Ausgeg. am 10. März. 

6. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 14. Februar 1878, 
betreffend die Zuſammenſetzung der im Jahre 1878 zu wählenden Bezirksſtraßen⸗ 
Ausſchüffe. 

IV. Stück. Ausgeg. am 12. März. 

7. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 3. März 1878, 
betreffend den Reiſe⸗ und Geſchäftsplan der Aſſent⸗Commiſſionen in Mähren für 
die Heeresergänzung des Jahres 1878. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Abt des Stiftes zu den Schotten in Wien 
Othmar Helferstorfer zum Landmarſchall im Erzherzogthume Oeſterreich unter 
der Enns und den Landtagsabgeordneten Dr. Cajetan Felder zu deſſen Stell⸗ 
vertreter ferners den Dr. Moriz Eigner zum Landeshauptmanne für Oeſterreich 
ob der Enns und den Grafen Franz St. Julien zu deſfen Stellvertreter, den 
Dr. Johann Stieger zum Landeshauptmanne in Kärnten und den Landtags⸗ 
abgeordneten Gabriel Ritter v. Jeſſernigg zu deſſen Stellvertreter, den Grafen 
Amand Kuenburg zum Landeshauptmanne für Ober⸗ und Niederſchleſien, den 
Dr. Karl Wilhelm Dietrich zu deſſen Stellvertreter; weiters den Dr. Moriz 
Edlen v. Kaiſersfeld zum Landeshauptmanne in Steiermark und den Dr. 
Joſeph Edlen v. Neupauer zu deſſen Stellvertreter; den Grafen Hugo Lam⸗ 
berg zum Landeshauptmanne in Salzburg und den Landtagsabgeordneten Karl 
Benedict zum Stellvertreter; dann den Grafen Karl Belrupt zum Landes⸗ 
hauptmanne in Vorarlberg und den Dr. Ferd. v. Gilm zu deſſen Stellvertreter, 
den Ritter Anton Kochanowski v. Stawezan zum Landeshauptmanne in 
der Bukowina und den Landtagsabgeordneten Johann Zurkanowicz zu deſſen 
Stellvertreter; endlich den Freiherrn Adalbert Widmann zum Landeshaupt⸗ 
manne in Mähren und den Landtagsabgeordneten Dr. Auguſt Wenzliczke zu 
deſſen Stellvertreter ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Fürſten Karl Auersperg zum Oberſtland⸗ 
marſchall in Böhmen ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle bei der Prager Statthalterei mit der achten Rangs⸗ 
elaſſe event. Rechnungs⸗Revidentenſtelle der neunten, Rechnungs⸗Ofſicialsſtelle der 
zehnten oder Rechnungs⸗Aſſiſtentenſtelle der eilften Rangsclaſſe, bis 7. October. 
(Amtsbl. Nr. 220.) 

Forſtadjunctenſtelle auf dem Stiftungsfondsgute Ebersdorf a. d. Donau mit 
500 fl. Jahresgehalt, Naturalwohnung und Holzdeputat, bis Ende September. 
(Amtsbl. Nr. 222.) 


Im Verlage von Moriz Perles in Wien, Bauern⸗ 
marki 11, erſchien ſoeben 


& * 2 52 4 
Deſterreichiſcher Suriftenkalender 
pro 1879. 
Taſchenbuch für Advocaten, Notare, Juſtiz- und Verwaltungsbeamte. 
Redigirt und herausgegeben von Dr. Guſtav Kohn. 

Elegant in Leinwand gebunden 1 fl. 60 kr., in Leder gebunden 2 fl. 
Dieſer heuer im 10. Jahrgang erſcheinende Kalender, (Verwechslung 
mit andern gefälligſt zu vermeiden) iſt dies Jahr befonders reichhaltig 


und praktiſch zuſammengeſtellt und erreicht das Advocatenverzeichniß 
. das größte Maß der Vollſtändigkeit. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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